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B. Schriftliche festsetzungen

Pli:lnunqsrechtlichc Festsetzunqen (§ 9 BauGS 1

.1 Flächen für die Verwertuno oder Beseitiaun
von Abwasser 9 Abs. 1 Ziff. .14 8auGB 1

Auf den Flächen für die Verwertung oder Beseitigun~

von Abwasser {Kläranl~gcldürfen nur zweckge­
bundene bauliche Anlagen errichtet ~erden.

Im sUdlichen Teil des Geltungsbereiches (Erwei­
terungsqebietl dUrfen bauliche Anlagen eine
Höhe von 113,5 c ü NN nIcht überschreiten. Ausnahmen
hiervon sind für einzelne Bauwerke (z. B. Maschinen­
gebäude, Sil~s u. ä.) bis zu 5 m zulässiq. Die
Summe der Baumassen dieser ausnahmsweise zulässiaen
Anlagen darf jedoch 2.500 cbm nicht überschreiten.

2 Flächen mit Bindungen für das Anoflanzcn und für
die Erhaltun von Bäumen une Str~uchern

Abs. 1 Zif!. 25 8auGB)

.2.1 Auf den Fl~chen eit Bindungen fUr die Erhaltung von
Bäumen und Sträuchern ist der vorhandene Bewuchs
zu erhalten und im notwendigen Umfang zu pflegen.
~erden im Zusammenhane mit BaumaBnahmen Pflanzen
innerhalb dieser Flächen beseitigt, so sind
unmittelbar nach Abschluß der Ba~4ßnahmen flächen­
gleiche Ersatzpflanzunqen mit standortoerechten
Bäumen und Sträuchern vorzunchoen.

2.2 Auf den Flächen mit Bindungen für das Anpflanzen von
Bäumen und Str~uchern ist als Abschluß der
Crwo1terungsfHichen gegonUber dar freien Land­
schafl eine bepflan,unq mit standortgerechton
hei~jschen Bjumen und Str~uchern vorzune~~n. Dies
gllt lnsbe50nder~ für die ent~tehend~n Böschunqs­
fldchen .

SIehe IIL]rundunq Ziff. 3.1
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1. Allgemeines

1.1 Für den Bereich des Abwasserverbandes Leimbach-Angelbach, wurde 1978

eine Verbandskläranlage gebaut bzw. erweitert. Der Einzugsbereich die­
ser Anlage umfaßt die Gemeinden Wiesloch. Dielheim, Rauenberg, Mühlhau­
sen sowie die Ortsteile die Ortsteile Gauange"och und Ochsenhach (Lei­

men) und Maisbach (Nußloch). Oie Kläranlage ist für 120.000 Einwohner­

gleichwerte ausgelegt, die Kapazität reicht für die Reinigung der Ab­

wässer aller angeschlossenen Gebiet einschließlich der in den Flächen­
nutzungsplänen ausgewiesenen Bauflächen aus.

'_ 1.2 Beim Bau der Verbandskläranlage begnügte man sich mit einer "zweistufi­

gen", d.h. mechanisch/biologischen Reinigungsanlage. Die Anforderungen
an die Abwasserreinigung sind jedoch aufgrund der Zusammensetzung des

Abwassers aufgrund der notwendigen Gewässergüte stark gestiegen, so daß
in naher Zukunft die "dritte Reinigungsstufe" - die chemische Reinigung
- erforderlich wird. Hauptaufgabe dieser Reinigungsstufe ist die chemi­

sche Ausfällung von Phosphor und Stickstoff sowie weiterer Stoffe, die
in der mechanisch-biologischen Reinigung dem Abwasser nicht entzogen
werden können.

2. Rechtsgrundlagen

2.1 Am 30.09.1976 wurde mit Erlaß Nr. 13-24/0225/9 des Regierungspräsidiums
Karlsruhe der Bebauungsp1an "K1äranl age und Kompost; erungsan1age im

Gewann Bruchwiesen" genehmigt. Oie Genehmigung wurde am 19.12.1976 be­
kanntgemacht. der Bebauungsplan somit rechtskräftig. D;e Flächen der
Kläranlage sind als Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO mit zusätzlichem
Planzeichen "Kläranlage" festgesetzt. An der südlichen Grenze des Gel­
tungsbereiches ist nachrichtlich eine "geplante Ortsverbindungsstraße"
Wiesloch~Walldorf dargestellt.

2.2 Der Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Wiesloch-Dielheim
wurde durch Bekanntmachung der Genehmigung am 30.04.1981 rechtswirksam.
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Die Aussagen und Abgrenzungen des Bebauungsplanes von 1976 wurden über­

nommen, eine Erweiterungsflache ist im Flächennutzungsplan nicht darge­
stellt. Die "geplante Ortsverbindungsstraße" 1st lediglich als Achse

angedeutet. Aufgrund der bisherigen Entwicklung kann von einer Fuß- und
Radewegeverbindung ausgegangen werden. Der Bereich der geplanten Erwei­
terung ist im Flächennutzungsplan als gewerbliche Baufläche (Flst.Nr.
2701-2706) und als landwirtschaftliche Fläche (Flst.Nr. 2697-2699) dar­
gestellt.

3. Grünordnung

'_ 3.1 Vorhandene Nutzung (s i ehe auch be il legender Analysepl an)

Das Gelände für die Erweiterung wurde bisher im wesentlichen landwirt­
schaftlich als reine Grünlandfläche genutzt. Es handelt sich um Flä­
chen, die unterhalb des Normalwasserstandes des leimhaches liegen. Die
Böschungen gegen~ber dem leimbach, gegenüber der vorhandenen Kläranlage
und gegenüber der früheren Feldbahn der Tonwaren-Industrie Wiesloch,
sind mit Bäumen und Sträuchern bewachsen. Insbesondere beim Bewuchs der
östlichen Grenze des Erweiterungsgebietes, handelt es sich um eine rei­
ne Flora mit zum Teil Wild- und Gartenkräutern in schönem naturbelasse­
nen zustand, die als Futterplatz und Deckung für Niederwild dient. Als
Pfl anzen fi nden sich insbesondere Fraxi nus exce 1sior (Esche), Jug 1an s
regia (Walnuß), z.T. Jungbäume, Populus tremula (Zitterpappel. Aspe),
Populus nigra und canesgens (Schwarz- und Graupappel). Quercus robur
(Stileichel nur vereinzelte Exemplare, Robinia pseudoacacia (Falsche
Akazie oder Robnie), Salix alba und caprea (Silber- und Salweide).

An Hecken, Strauch- und Unterwuchs befindet sich in diesem Gebiet Cle­
matis vitalba (Waldrebe), Cornus sanguinea (Hartriegel), Corylus avel­
lana (Haselnuß), Crataegus monogyna (Weißdorn), Evonymus europaea
(Pfaffenhütchen), ligustrum vulgare (liguster), Prunus spinosa (Schleh­
dorn), Rubus fruticosus (Brombeere) stark überwuchernd, Rosa canina
(Hundsrose), Salix aurita (öhrchenweide), Sambucus nigra (Schwarzholun-

, der), Reynoutria japonica (Staudenknöterich).
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3.2 Vorgaben

Die "Vorplanung zur landentwicklung" - aUfgestellt von der Landsiedlung

Baden-WUrttemberg im AUftrag des Ministeriums - weist den Bereich süd­
lich der Kläranlage als geplantes Gewerbegebiet aus, welches land­
schaftsplanerisch vertretbar ist. Die im Flächennutzungsplan darge­
stellte "Pufferfläche" z\oIischen Kläranlage und geplanter gewerblicher

Baufläche wird von der Vorplanung sogar als Erweiterung der Baufläche

ausgewiesen.

\_ 3.3 Nutzungskonflikte

3.3.1 Konflikt mit der Landwirtschaft

Bei den beanspruchten Flächen handelt es sich um Grundstücke, die bis­
her ausschließlich als Grünland (Heu oder Frischfutter) genutzt wur­
den. Die Nähe zu den Hofstellen der Bewirtschafter unterstreicht je­

doch die Dimension dieses KOl'Ifliktes. zumal im Gebiet "Weinäcker" den
betroffenen Pächtern bzw. eigentümern große zusammenhängende Flächen
verlorengingen. lösbar ist solch ein Konflikt nicht, eine Milderung

wurde durch die Abgrenzung des Bebauungsplanes "Weinäcker" im nördl i­

ehen Teil erreicht. Hier verblieb durch entsprechende Grenzziehung
zwischen Gewerbegebiet und verlängerter Parkstraße ein gut bewirt­
schaftbarer Geländestreifen mit etwa parallelem Grenzverlauf. Eine
weitere Milderung des Konfliktes wäre dadurch gegeben. daß die Flächen

zwischen der geplanten Erweiterung der Kläranlage und dem von der Fir­
ma Tonwaren-Industrie Wiesloch aUfgeschütteten Gelände im SUden - wel­
ches im Flächennutzungsplan als geplante gewerbliche Baufläche darge­
stellt ist - längerfristig der landwirtschaft zur Verfügung stehen
würde. Dieser Bereich wurde bereits beim Bebauungsplan "Weinäcker" aus
der gewerblichen Nutzung ausgespart.
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3.3.2 Konflikt mit der Wasserwirtschaft

Durch Dberflächenbefestlgung entsteht immer ein Konflikt mit der Was­
serwirtschaft, da die Versickerung von Niederschlagswasser verhindert
wird. Es ist deshalb den nicht überbauten Flächen ein besonderes Ge­
wicht beizumessen. Insbesondere die vorhandenen Böschungsflächen ge­
genüber dem Leimhach und gegenüber der ehemaligen Feldbahn mit ihrem
Bewuchs sollten als Grünbestände geschützt werden, damit der natürli­
che Wasserkreislauf (Verdunstung/Versickerung) wenigstens teilweise
erhalten bleibt.

'~ 3.3.3 Konflikte mft Natur und Landschaft

Weder die Biotopkartierung, die von der Bezirksstelle fUr Naturschutz
und landschaftspflege aufgestellt wurde, noch die Vorplanung zur Land­
entwicklung, enthalten den Erweiterungsbereich der Kläranlage als
schUtzenswerten Landschaftsteil. Trotzdem sind im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Flächen, die vor einer Bebauung geschützt werden soll­
ten. Dies gilt insbesondere für die am West- und Ostrand gelegenen
Böschungen mit ihrem Bewuchs. Diese sowohl für die Kleinlebewesen als
auch für das Mikroklima wichtigen Flächen, sind vor einer anderweiti­
gen Nutzung als der bisherigen zu schützen. Um den Nutzungskonflikt
möglichst gering zu halten und eine Integration des Vorhabens in die
Landschaft zu ermöglichen, sollten notwendige Böschungen, die bei ei­
ner AuffUllung des Baugeländes erfolgen, möglichst flach (mind. 1:2)
ausgeführt und mit standortgerechten Gehölzen bepflanzt werden. Wenn
im Zuge von Baumaßnahmen einzelne Gehölze entfernt werden müssen, so
soll dies möglichst außerhalb der Vegetationsperiode erfolgen und eine
flächenmäßige gleiche Ersatzpflanzung vorgenommen werden. An der Süd­
grenze des Geltungsbereiches ist bereits ein Gehölzstreifen von ca.
7G m Länge vorhanden. Dieser sollte bis zur östlichen Grenze des Be­
bauungsplanes verlängert werden, um eine Vernetzung der Grünflächen zu
gewährleisten.
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3.3.4 Konflikte mit Siedlung. Freizeit und Erholung

Konflikte mit der Siedlung entstehen keine, da die Entfernung zu den

nächsten Wohn gebieten mindestens 800 m beträgt und von der geplanten

Anlage keine diese Gebiete beeinträchtigenden Störungen ausgehen. Auch
mit Freizeit und Erholung entsteht kein Nutzungskonflikt, das Gebiet
hat aufgrund fehlender Wege und Anbingungen für diese Nutzungen kei­

nerlei Bedeutung.

3.4 Empfehlungen aus der Grünordnungsplanung

Vorhandener Bewuchs ist zu erhalten und in notwendigem Umfang zu
pflegen.

Vorhandene Böschungen und ihr Bewuchs sind zu erhalten, neue Bö­
schungen möglichst flach auszubilden.

Für notwendigerweise entfernte Gehölze sind Ersatzpflanzungen vor­
zunehmen.

Notwendige Gehölzentfernungen sollen außerhalb der vegetationspe~

riode (01.03. - 30.09.) erfolgen.

Ergänzung bzw. Verlängerung des Pflanzstreifens im Süden des Gel­
tungsbereiches des Bebauungsplanes.

4. Nutzung

4.1 bisherige Nutzung

In Kapitel 3.1 wurde die bisherige Nutzung bereits ausführlich be­

schrieben. Es soll an dieser Stelle nur nochmals erwähnt werden, daß
die Grundstücke bisher als Grünland genutzt wurden.
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4.2 zukünftige Nutzung

4.2.1 Mit Ausnahme der als Flächen mit Bindung für die Erhaltung oder das
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern festgesetzten Bereiche, wurde das

Plangebiet als Fläche für die Verwertung oder Beseitigung von Abwasser
gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 14 BauGB festgesetzt. Die notwendigen Klärbec­
ken und sonstigen zweckgebundenen Anlagen müssen zwangsläufig über dem

Wasserspiegel des angrenzenden Leimbaches liegen, so daß eine AuffUl­
lung des Geländes erfolgen wird. Diese ist jedoch auf das bisherige
Geländeniveau der vorhandenen Kläranlage (112,5 m üNN) begrenzt.

'_ 4.2.2 Gliederung der Flächen

Gesamtfläche des Geltungsbereiches
bestehende Kläranlage

Erweiterungsgebiet
Verkehrsfläche

Grünfl ächen

Fläche für Erweiterung Kläranlage

5. Bebauung

5,70 ha

3.80 ha

1.90 ha
0,12 ha
0,72 ha

1,06 ha

5.1 Wie in Kapitel 2.2 bereits erwähnt. stellt deI' Flächennutzungsplan
zwischen der vorhandenen Kläranlage und der geplanten gewerblichen

Baufl äche "Wei näcker" (west1i eh des genehmi gten Bebauungsplanes) ei ne
Pufferfläche von ca. 60 m Breite als landwirtschaftliche Fläche dar.
Ziel dieser Darstellung war einerseits eine Gliederung der Bauflächen,

andererseits die Möglichkeit des Luftaustausches in West-Ost-Richtung.
Da eine räumliche Trennung der Erweiterung der Kläranlage nicht mög­
lich ist und somit eine Verlagerung der Bebauung in den als gewerbli-
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ehe Baufläche dargestellten Bereich (ab Flst.Nr. 2699 in südlicher
Richtung) nicht in Frage kommt, weicht der Bebauungsplan geringfügig
von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes ab. Durch die Be­
schränkung der Bebauungshöhe auf das Geländeniveau der bestehenden
Kläranlage und eine Begrenzung der Hochbauten auf maximal 2.500 m3 ist
der beabsichtigte Luftaustausch gewährleistet. Nach der Stellungnahme

von Dr. Seit, ökoplana. sind gegenüber der gegenwärtigen Situation
keine klimaökologischen Negativeffekte zu erwarten, wenn im Anschluß
an die Kläranlagenerweiterung eine wenigstens 60 mbreite Freizone
erhalten bleibt. Die vorhandenen Grünbestände sind nach den Festset­
zungen des Bebauungsplanes zu erhalten bzw. zu ergänzen. Dieselbe
Festsetzung wurde auch im Bebauungsplan "Weinäcker" getroffen. Die
Pflanzenbestände entlang der ehemaligen Feldbahn der Firma Tonwaren­
Industrie Wies loch können somit erhalten werden. Dadurch entsteht eine
natürliche Gliederung der verschiedenen Bauflächen. Nach den Darlegun­
gen der Begründung zum Bebauungsplan "Weinäcker" ist eine Bebauung der
flächen zwischen der Kläranlagenerweiterung und dem aufgeschütteten
und als Wildgehege genutzten Gelände der Tonwaren-Industrie technisch
nur mit erheblichem Aufwand möglich und mit großen Nachteilen für Na­
tur und Wasserhaushalt verbunden. Als Ausgleich sollte deshalb auf
eine Bebauung dieser angesprochenen Flächen verzichtet werden.

Auf den flächen für die Verwertung oder Beseitigung von Abwasser sind
nur zweckgebundene Anlagen wie l.B. Klärbecken, Regenüberlaufbecken,
Hebeanlagen u.ä. zulässig. Da diese Bauwerke fast ausschließlich un­
terirdisch gebaut werden, kann eine Höhenbegrenzung auf 1 m über ge­
plantem Geländeniveau erfolgen. Einzelne Bauwerke werden jedoch auch
als oberirdische Bauwerke in Erscheinung treten, deshalb läßt der Be­
bauungsplan als Ausnahme eine Oberschreitung der Höhe baulicher Anla­
gen um 5 m zu. Allerdings ist die Baumasse für diese "sichtbaren" An­
lagen beschränkt. Da noch kein exakter Ausführungsplan mit genauer
Lage der einzelnen Bauwerke vorliegt, wurde die mögliche überbaubare
Fläche nicht durch Baugr~nzen. sondern durch die Fläch~n mit Pflanz­
bindungen begrenzt.
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5.3 Der Bebauungsplan weicht geringfügig von den Darstellungen des Flä­
chennutzungsplanes ab, das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB

wird jedoch nicht grundsätzlich verletzt, da die Planungsziele des
Flächennutzungsplanes inhaltlich gewahrt bleiben. Auch aus regional­
planerischer Sicht (Raumnutzungskarte) und aus der Sicht der Vorpla­
nung zur Landentwicklung bestehen gegen eine Bebauung des betreffenden
Bereiches keinerlei Bedenken.
Die Fortführung bzw. geringfügige Änderung des Flächennutzungsplanes
wird bei der nächsten Fortschreibung desselben erfolgen, dies wird
voraussichtlich nach Vorliegen der Ergebnisse der bevorstehenden
Volkszählung der Fa" sein.

6. Erschließung

6.1 Die Erschließung des Erweiterungsgebietes erfolgt über die bestehende
Kläranlage. Neue Erschließungstrassen werden deshalb nicht erforder­
lich.

6.2 Die im Flächennutzungsplan dargestellte Verlängerung der ?arkstraße
Richtung Walldorf kann in der ursprünglich beabsichtigten Lage nicht
mehr aufrechterhalten werden. Trotzdem setzt der Bebauungsplan eine
mögliche Fuß- und Radwegeverbindung mit überführung von Leimbach und
Bahnlinie fest. Es soll damit die Möglichkeit einer solchen Querver­
bindung zwischen den beiden Städten nach wie vor mögliCh sein.

7. Kosten

Die Kosten für den Bau der Erweiterung der Kläranlage sind in der mit­
telfristigen Finanzplanung des Abwasserverbandes enthalten. Für den
Bau der Fuß- und Radwegeverbindung Wiesloch-Walldorf können derzeit
noch keine genauen Kosten angegeben werden, da hierfür noch Abstimmun­
gen zwischen den beiden Städten erforderlich sind.
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8. Bodenordnung

Die Kläranlage und das Erweiterungsgebiet liegen im Geltungsbereich
des seit 1965 laufenden Flurbereinigungsverfahrens Wiesloch-Rauenberg.
Da die Voraussetzungen für eine Besitzeinweisung (öffentliches Inter­

esse) gemäß Flurbereinigungsgesetz bestehen, könnte auf Antrag des
Abwasserverbandes eine vorzeitige Besitzeinweisung erfolgen. Unabhän­
gig von einer solchen Lösung wäre selbstverständlich ein freihändiger
Erwerb durch den Verand möglich. Die Anordnung einer Baulandumlegung
nach Bunrlesbaugesetz erscheint nicht notwendig.

Wiesloch, September 1987

Stadtbauamt Wiesloch

Planungsabteilung

Ketterer
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c. Beschlüsse u. Genehm igungen

Der- GclneUDer-al hat gemäß S 2 ( 1 ) Ba~ am 22. 10. IHS
beschlossen, diesen 6ebauungsp1cln aufzustellen.

Bckanntlnachung hierzu arn; 8 I 9. 11. 1986

1lI1csloch. den

Der 2 } BauGS

nach ortsüblicher ßekanntmachung am 2.7.1917

VOlIl 13. 7. 1987 bis einschließlich I~. 8. 1987

öffenthch aufgelegen.

Wlcsloch. den

--k-r
oter~;:(lSler

Der l3ebiluungsplün wurde gemäß § 10 ElauGB und § 73 LOO

in Verbindung mit § 4 GO durch Beschluß des Gemeinderates

vom 23.9.1987
als Satzung beschlossen.

&!bauungsplan aU~Lert.lgt

loiiesloch, den

J.::[
Cber~:ii.ster

Durch Bekanntmachung der Durchführung des ,\ozeigeverfahre~~

getni.i!l § 12 ßauGB an! 5.2.1988

1sl der BeOOuungsplan rechtsve["buldlich geworden.

WIesloch. den 6.1.1988
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